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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit ersucht 

den federführenden Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz, folgende Vorschläge 

in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen 

des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für 

Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit1, 

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 25. Oktober 2011 betreffend die Information der Verbraucher über 

Lebensmittel2, 

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. Mai 2005 über unlautere Geschäftspraktiken im binnenmarktinternen 

Geschäftsverkehr zwischen Unternehmen und Verbrauchern3, 

– unter Hinweis auf Artikel 17 Absatz 2 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 

über den Schutz des geistigen Eigentums; 

– unter Hinweis auf die Bekanntmachung der Kommission vom 29. September 2017 zur 

Anwendung des EU-Lebensmittel- und Verbraucherschutzrechts auf Fragen der Produkte 

von zweierlei Qualität – Der besondere Fall von Lebensmitteln (C(2017)6532), 

– unter Hinweis auf das gemeinsame Schreiben der Republik Kroatien, der Tschechischen 

Republik, Ungarns, Litauens, der Republik Polen und der Slowakischen Republik vom 

23. März 2018 an die Kommission zu dem Problem der Erzeugnisse von zweierlei Qualität 

im Rahmen der Neugestaltung der Rahmenbedingungen für die Verbraucher, 

– unter Hinweis auf die Rede von Jean-Claude Juncker, Präsident der Kommission, zur Lage 

der Union vom 13. September 2017, in der er betonte, dass es nicht hinnehmbar ist, dass 

den Menschen in einigen Regionen der EU Lebensmittel schlechterer Qualität verkauft 

werden als in anderen, obwohl sie mit der gleichen Verpackung und unter derselben Marke 

vertrieben werden, 

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen der Tagung des Rates „Landwirtschaft und 

Fischerei“ vom 6. März 2017, 

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 11. April 2018 mit dem Titel 

„Neugestaltung der Rahmenbedingungen für die Verbraucher“ (COM(2018)0183), 

– unter Hinweis auf den Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 

Rates zur besseren Durchsetzung und Modernisierung der 

EU-Verbraucherschutzvorschriften (COM(2018)0185), 

                                                 
1 ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1. 
2 ABl. L 304 vom 22.11.2011, S. 18. 
3 ABl. L 149 vom 11.6.2005, S. 22. 
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– unter Hinweis auf die Ergebnisse der Vergleichsstudien, die von 

Verbraucherschutzbehörden und -organisationen in mehreren EU-Mitgliedstaaten 

durchgeführt wurden, 

– unter Hinweis darauf, dass die Kommission vorgeschlagen hat, die Richtlinie 2005/29/EG 

über unlautere Geschäftspraktiken zu aktualisieren, um ausdrücklich festzulegen, dass 

Geschäftspraktiken, bei denen Erzeugnisse in mehreren EU-Mitgliedstaaten als identische 

Erzeugnisse vertrieben werden, auch wenn sich ihre Zusammensetzung oder ihre Merkmale 

wesentlich unterscheiden, von den nationalen Behörden als irreführend eingestuft werden 

können und dass sie dagegen vorgehen können, 

– unter Hinweis auf seine große Anfrage vom 15. März 2017 zu Unterschieden bei den 

Angaben zu sowie bei der Zusammensetzung und dem Geschmack von Produkten auf den 

Märkten in mittel-/osteuropäischen und westeuropäischen EU-Mitgliedstaaten 

(O-000019/2017), 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 11. Juni 2013 zu einer neuen europäischen 

Agenda der Verbraucherschutzpolitik1, 

A. in der Erwägung, dass auf der Grundlage der Ergebnisse von Analysen, die in mehreren 

Mitgliedstaaten durchgeführt wurden, nachgewiesen wurde, dass es erhebliche 

Unterschiede bei der Zusammensetzung und Qualität bestimmter Erzeugnisse gibt, die in 

der gesamten EU unter derselben Marke und mit der gleichen Verpackung vertrieben und 

auf dieselbe Weise beworben werden; in der Erwägung, dass diese Unterschiede häufig auf 

den Einsatz günstigerer Zutaten von geringerer Qualität zurückzuführen sind, die zudem 

häufig einen geringeren Nährwert aufweisen; 

B. in der Erwägung, dass diese Analysen auch belegen, dass bestimmte Erzeugnisse weniger 

von dem Hauptinhaltsstoff oder Inhaltsstoffe, die als weniger gesund und qualitativ 

schlechter gelten, oder Inhaltsstoffe, die einen anderen Geschmack, eine andere Konsistenz 

und andere sensorische Merkmale aufweisen, enthalten; 

C. in der Erwägung, dass im Rahmen der oben angeführten Tagung des Rates „Landwirtschaft 

und Fischerei“ mehrere Mitgliedstaaten die Ergebnisse von Studien vorlegten, aus denen 

hervorgeht, dass in der EU Erzeugnisse unter demselben Namen und mit der gleichen 

Verpackung, jedoch mit unterschiedlicher Qualität, unterschiedlichem Geschmack und/oder 

unterschiedlicher Zusammensetzung verkauft werden, und darauf hinwiesen, dass diese 

Praxis Verbraucher irreführen und zugleich unlauteren Wettbewerb entstehen lassen kann; 

D. in der Erwägung, dass Erzeugnisse derselben Marke unterschiedliche Merkmale aufweisen 

können, die auf rechtmäßigen Faktoren wie den Vorlieben der Verbraucher in den 

Zielregionen, dem Ort der Herstellung, spezifischen Anforderungen vor Ort oder 

Unterschieden bei der Beschaffung von Rohstoffen aufgrund ihrer geografischen oder 

jahreszeitlichen Verfügbarkeit beruhen können; 

E. in der Erwägung, dass die Sicherheit und die Qualität von Lebensmitteln sowie der Schutz 

der Verbraucher vor Täuschung oberste Priorität haben; 

F. in der Erwägung, dass die nachgewiesenen Unterschiede bei den Zutaten vergleichbarer 

Erzeugnisse langfristig die Gesundheit der Verbraucher gefährden könnten, insbesondere 

                                                 
1 ABl. C 65 vom 19.2.2016, S. 2. 
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wenn es sich um besonders empfindliche Verbraucher wie Kinder und Menschen mit 

ernährungsspezifischen und/oder gesundheitlichen Problemen handelt, wodurch dazu 

beigetragen wird, dass sich das Wohlbefinden der Bürger verschlechtert; in der Erwägung, 

dass dies beispielsweise der Fall ist, wenn der Fett- und/oder Zuckergehalt höher ist als 

erwartet, wenn tierische Fette durch pflanzliche Fette ersetzt werden oder umgekehrt, wenn 

Zucker durch synthetische Süßstoffe ersetzt wird oder wenn der Salzgehalt höher ist; in der 

Erwägung, dass durch eine Fehlkennzeichnung der verwendeten Zusatzstoffe oder der 

Anzahl der Austauschstoffe, durch die Grundbestandteile ersetzt werden, Verbraucher 

irregeführt werden und deren Gesundheit gefährdet werden kann; 

G. in der Erwägung, dass aufgrund fehlender Vorschriften auf EU-Ebene beim Vorliegen von 

zweierlei Qualität keine Möglichkeit des Vergleichs oder der Bestimmung von zweierlei 

Qualität besteht und keine Instrumente bereitgestellt werden, um gegebenenfalls Abhilfe zu 

schaffen; in der Erwägung, dass die für Gesundheits- und Lebensmittelaudits und -analysen 

zuständigen Dienststellen der Kommission wiederholt auf Unzulänglichkeiten bei der 

Umsetzung und Durchsetzung der geltenden lebensmittelrechtlichen Auflagen der EU 

hingewiesen haben, beispielsweise im Hinblick auf die Kennzeichnung von 

Separatorenfleisch1 oder den Einsatz von Lebensmittelzusatzstoffen2; in der Erwägung, dass 

die Hersteller von Lebensmitteln und anderen Verbrauchsgütern im Allgemeinen 

abweichende Auslegungen der EU-Rechtsvorschriften und/oder deren unzureichende 

Umsetzung und Durchsetzung durch die zuständigen nationalen Behörden ausnutzen 

können, um ihre Produkte zum Nachteil der Verbraucher anzupassen; in der Erwägung, 

dass der unterschiedliche Inhalt von Erzeugnissen, die unter derselben Marke und mit der 

gleichen Verpackung vertrieben werden, das Vertrauen der Verbraucher schwächt und dem 

Ruf des Regelungsrahmens der EU schadet; 

H. in der Erwägung, dass das Vorhandensein von Erzeugnissen auf dem EU-Binnenmarkt, die 

in mehreren Mitgliedstaaten als identisch vermarktet werden, obwohl sich ihre 

Zusammensetzung bzw. ihre Merkmale deutlich unterscheiden, zu den grundlegenden 

Prinzipien im Widerspruch steht, auf denen der Binnenmarkt der EU beruht; in der 

Erwägung, dass die Verbraucher auf dem Binnenmarkt in allen Mitgliedstaaten dasselbe 

Schutzniveau genießen sollten; 

I. in der Erwägung, dass Unterschiede bei der Zusammensetzung, die Auswirkungen auf die 

Gesundheit der Verbraucher haben könnten, nicht nur in Lebensmitteln, sondern auch in 

Kosmetika, Hygieneprodukten und Reinigungsmitteln festgestellt werden könnten; 

J. in der Erwägung, dass es im Hinblick auf die Bemühungen um die Änderung der 

Zusammensetzung, mit denen der Fett-, Zucker- und Salzgehalt von Lebensmitteln gesenkt 

werden soll, in vielen Ländern Mittel-, Ost- und Südosteuropas einen Rückstand gibt; 

K. in der Erwägung, dass die Marke wesentliche Auswirkungen auf die Wahrnehmung des 

Erzeugnisses, seines Wertes und seiner Qualität durch die Verbraucher hat; in der 

Erwägung, dass die Verbraucher nicht grundsätzlich erwarten, dass Markenerzeugnisse, die 

in unterschiedlichen Ländern des Binnenmarkts vertrieben werden, unterschiedliche 

Merkmale aufweisen könnten; 

L. in der Erwägung, dass die Verbraucher in den unterschiedlichen Mitgliedstaaten bzw. 

Reisende, die in andere Mitgliedstaaten reisen, nicht in der Lage sind, selbst zu bewerten, 

                                                 
1 http://ec.europa.eu/food/audits-analysis/overview_reports/details.cfm?rep_id=76 
2 http://ec.europa.eu/food/audits-analysis/overview_reports/details.cfm?rep_id=115 



 

PE619.208v02-00 6/11 AD\1155731DE.docx 

DE 

welche Unterschiede es im Hinblick auf den Geschmack und die Zusammensetzung 

bestimmter Erzeugnisse geben könnte, und dass sie daher aufgrund Fehlens einschlägiger 

Angaben, die ihr Kaufverhalten beeinflussen könnten, keine informierten 

Kaufentscheidungen treffen können; 

M. in der Erwägung, dass mehrere Meinungsumfragen gezeigt haben, dass die Verbraucher 

durch derartige Qualitätsunterschiede beunruhigt werden und sich wie Unionsbürger 

zweiter Klasse fühlen; 

1. begrüßt die Bereitstellung von Mitteln in Höhe von 2 Mio. EUR für die Entwicklung einer 

gemeinsamen Prüfmethode sowie die Tatsache, dass ein Pilotprojekt, mit dem 

unterschiedliche Aspekte der Frage der Erzeugnisse von zweierlei Qualität in mehreren 

Produktkategorien bewertet werden sollen, in den EU-Haushaltsplan 2018 aufgenommen 

wurde; fordert die Mitgliedstaaten und die nationalen Behörden nachdrücklich auf, sich 

aktiv an laufenden Initiativen zu beteiligen, um das Verfahren zu ermöglichen und diese 

Methode in ihre Arbeitsabläufe zu integrieren; betont, wie wichtig tiefgehende und 

rechtzeitige Analysen von Lebensmitteln und Nichtlebensmitteln sind und fordert die 

Kommission nachdrücklich auf, Finanzmittel für die Durchführung von 

Vergleichsprüfungen zur Überwachung des Marktes über einen Zeitraum von mindestens 

zwei Jahren bereitzustellen, damit Hersteller, die auf diese irreführende Praxis 

zurückgegriffen haben, abgeschreckt werden; 

2. fordert die Kommission auf, in der zuständigen Agentur der EU eine spezialisierte 

Direktion mit Fachkräften in dem betreffenden Bereich einzurichten, um in den Fabriken 

der Hersteller Kontrollen durchzuführen und den Produktionsfluss zu kontrollieren und so 

zu überprüfen, ob die Zusammensetzung des Erzeugnisses der vom Hersteller angegebenen 

Rezeptur entspricht, sollte der Verdacht aufkommen, dass zweierlei Qualität vorliegt; 

fordert, dass diese neue Direktion eine Online-Plattform in der Form eines europäischen 

öffentlichen Registers einrichtet, die einen Abschnitt mit Angaben über alle Erzeugnisse, 

bei denen von den zuständigen Behörden zweierlei Qualität festgestellt wurde, sowie einen 

Abschnitt mit freiwillig von den Herstellern bereitgestellten Angaben über in der EU 

vertriebene Erzeugnisse umfasst; betont, dass die Angaben leicht zugänglich sein und einen 

einfachen Vergleich ermöglichen sollten, damit die Verbraucher informierte 

Kaufentscheidungen treffen können; 

3. nimmt die Veröffentlichung der Kommission zum harmonisierten Verfahren der EU für die 

Auswahl, Stichprobennahme und Prüfung von Lebensmitteln zur Bewertung ihrer 

Qualitätsmerkmale zur Kenntnis; betont, dass zugesagt wurde, dass die EU-weiten 

Prüfergebnisse bis Ende des Jahres verfügbar sein werden; fordert, dass die Mitglieder des 

Europäischen Parlaments stärker in das Verfahren einbezogen werden; betont, dass neben 

einer einheitlichen Prüfmethode im Hinblick auf Lebensmittel und Getränke von zweierlei 

Qualität auch eine einheitliche Methode zur Bewertung der Prüfergebnisse und zur 

Auswertung der Erkenntnisse ausgearbeitet werden muss; 

4. begrüßt die Aussprache zum Thema „Zweierlei Qualität“ im Rahmen des Hochrangigen 

Forums für die Verbesserung der Funktionsweise der Lebensmittelversorgungskette; betont, 

dass möglichst viele Akteure einbezogen werden sollten; 

5. begrüßt den Vorschlag der Kommission zur Verbesserung der Transparenz 

wissenschaftlicher Studien im Bereich der Lebensmittelsicherheit als Reaktion auf die von 

Bürgern geäußerten Bedenken, um den Zugang zu Informationen zu verbessern, die für 

Kaufentscheidungen auf der Grundlage einer zuverlässigen wissenschaftlichen 
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Risikobewertung erforderlich sind; 

6. bedauert, dass es der Bekanntmachung der Kommission zur Anwendung des 

EU-Lebensmittel- und Verbraucherschutzrechts auf Fragen der Produkte von zweierlei 

Qualität an Ehrgeiz mangelt, da die Rechtsvorschriften für den Verbraucherschutz generell 

für alle Produkte gelten sollten, und dass in der Bekanntmachung Maßnahmen 

vorgeschlagen werden, die nicht ausreichen, um das Problem der Erzeugnisse von zweierlei 

Qualität von Produkten auf dem Binnenmarkt anzugehen; betont, dass eindeutige und 

wirksame Leitlinien und Unterstützungsmaßnahmen für die Verbraucherschutzbehörden 

ausgearbeitet werden müssen und dass Korrekturmaßnahmen dringend erforderlich sind, 

um gegen Praktiken vorzugehen, mit denen Verbraucher diskriminiert werden; warnt 

jedoch, dass die Verbraucher nicht irregeführt werden dürfen, und fordert die nationalen 

Lebensmittelbehörden dazu auf, von Fall zu Fall festzustellen, ob diese Praktiken aufgrund 

der Bestimmungen der Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken rechtswidrig sind und 

wie sie mit den in der Verordnung Nr. 1169/2011 betreffend die Information der 

Verbraucher über Lebensmittel enthaltenen Anforderungen der Lauterkeit von 

Informationen zusammenwirken; 

7. ist beunruhigt angesichts der territorialen Beschränkungen, vor denen Händler beim Einkauf 

von Gütern stehen; fordert die Kommission auf, umgehend die unlauteren 

Geschäftspraktiken zwischen Unternehmen zu untersuchen, etwa im Hinblick darauf, dass 

Supermärkte von Zulieferern gezwungen werden, Erzeugnisse aus einer bestimmten Fabrik 

zu beziehen, weswegen Verbraucher möglicherweise daran gehindert werden, Erzeugnisse 

aus einem anderen Land zu kaufen, die möglicherweise eine höhere Qualität aufweisen, und 

weswegen der Binnenmarkt verzerrt wird; 

8. stellt fest, dass die Hersteller vor Ort bei der Teilhabe am gemeinsamen Markt vor 

Schwierigkeiten stehen; fordert die Kommission auf, festzustellen, ob zweierlei Qualität 

negative Auswirkungen auf die lokale und regionale Erzeugung hat; 

9. betont, wie wichtig es ist, die Verbraucher zu sensibilisieren und den Zugang zu 

Informationen zu verbessern; vertritt die Ansicht, dass die Bereitstellung dieser 

Informationen nicht nur freiwillig erfolgen, sondern vorgeschrieben sein sollte; fordert die 

Kommission und die zuständigen nationalen Stellen auf, in der gesamten EU auf die 

Verbraucher ausgerichtete Kommunikationskampagnen durchzuführen, insbesondere in den 

westeuropäischen Mitgliedstaaten, in denen möglicherweise ein geringeres Bewusstsein für 

diese Angelegenheit herrscht; stellt fest, dass alle EU-Bürger von zweierlei Qualität 

betroffen sind, unter anderem, wenn sie in andere Mitgliedstaaten reisen; begrüßt die 

Erklärungen einiger Hersteller, wonach sie ihre Rezepturen ändern werden; fordert 

Zusagen, dass derartige Veränderungen in keinem Mitgliedstaat zu einer Verschlechterung 

der Qualität von Erzeugnissen führen werden; betont, dass die Industrie eine wichtige Rolle 

spielt, wenn es darum geht, den Verbrauchern auf den Verpackungen eindeutige und 

zutreffende Informationen bereitzustellen, der Diskriminierung ein Ende zu setzen und das 

Vertrauen der Verbraucher wiederherzustellen; begrüßt die Initiative der Kommission, die 

Ausarbeitung eines Verhaltenskodex durch Hersteller und Markenverbände zu ermöglichen;  

10. betont, dass es ist nicht zielführend ist, den Geschmack und die Rezepturen von 

Lebensmitteln EU-weit zu vereinheitlichen, da Rezepturen von Lebensmitteln auch 

Ausdruck der regionalen Geschmacksvielfalt in der EU sind; betont jedoch, dass 

wesentliche Unterschiede bei Erzeugnissen für Säuglinge und Kleinkinder nicht nur 

durch regionale Geschmacksvorlieben gerechtfertigt werden können; nimmt das 
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Argument zur Kenntnis, dass Erzeugnisse in einigen Fällen aus gerechtfertigten 

Gründen Unterschiede aufweisen; betont jedoch, dass die Verbraucher eindeutig und 

umgehend über sämtliche Unterschiede in Kenntnis gesetzt werden sollten; vertritt die 

Ansicht, dass es bei Lebensmitteln derselben Marke durch gewisse 

Rahmenbedingungen der lokalen Märkte innerhalb der EU gelegentlich Unterschiede 

bei Geschmack und Rezeptur geben kann und dass die Nutzung lokaler Rohstoffe und 

die Berücksichtigung von nationalen Rechtsvorschriften oder Reformulierungszielen zu 

Unterschieden führen können; 

11. unterstreicht die Bedeutung der Zivilgesellschaft bei der Analyse und Aufdeckung von 

Fällen von zweierlei Qualität sowie bei der Sensibilisierung für dieses Thema; fordert 

insbesondere in jenen Ländern, in denen sie nach wie vor vergleichsweise schwach sind, 

eine stärkere Unterstützung nationaler Verbraucherschutzorganisationen, damit sie 

Kapazitäten aufbauen und ihre Prüftätigkeiten ausbauen können und gemeinsam mit den 

zuständigen Behörden dazu beitragen können, Fälle unlauterer Produktdifferenzierung zu 

überwachen und aufzudecken; fordert einen besseren Schutz von institutionellen und 

individuellen Hinweisgebern im Bereich Lebensmittelsicherheit und Verbraucherrechte; 

12. betont, dass die Vorlieben der Verbraucher und die Änderung der Zusammensetzung von 

Lebensmitteln – sofern sie nicht auf ausreichenden und angemessenen Informationen 

beruhen – keine hinnehmbaren Argumente für die Rechtfertigung des Inverkehrbringens 

von Erzeugnissen von zweierlei Qualität sind, da diese Erzeugnisse nicht dem Interesse der 

Mehrheit der Verbraucher entsprechen und da das Verfahren zur Bestimmung der Vorlieben 

der Verbraucher nicht transparent ist;  

13. verurteilt die Aussagen einiger Hersteller, wonach Änderungen der Zusammensetzung 

und/oder Qualität erfolgten, um den Preiserwartungen der Verbraucher zu entsprechen, aufs 

Schärfste; betont, dass mehrere Studien gezeigt haben, dass Erzeugnisse von geringerer 

Qualität häufig teurer sind als ihre hochwertigeren Entsprechungen in anderen 

EU-Mitgliedstaaten; 

14. vertritt die Ansicht, dass es auf dem Binnenmarkt bei Erzeugnissen, die in einer 

spezifischen und identischen Verpackung vertrieben werden, grundsätzlich keine 

Unterschiede im Hinblick auf Qualität und Nährwert geben sollte; stellt fest, dass 

Erzeugnisse derselben Marke jedoch unterschiedliche Merkmale aufweisen können, die auf 

rechtmäßigen Faktoren wie etwa dem Ort der Herstellung, spezifischen Anforderungen vor 

Ort oder Unterschieden bei der Beschaffung von Rohstoffen aufgrund ihrer geografischen 

oder jahreszeitlichen Verfügbarkeit beruhen, dass die Verbraucher jedoch auf der 

Verpackung des Erzeugnisses auf eindeutige und gut sichtbare Weise ordnungsgemäß über 

jegliche Veränderungen der Zusammensetzung und Merkmale im Vergleich zur 

Originalrezeptur in Kenntnis gesetzt werden sollten; fordert die Kommission auf, zu diesem 

Zweck eine Änderung der Rechtsvorschriften über die Kennzeichnung von Erzeugnissen 

vorzuschlagen; 

15. spricht sich nachdrücklich dafür aus, dass bei der Verpackung von Erzeugnissen der 

Grundsatz der Kreislaufwirtschaft verfolgt wird, und betont, dass – wenn die Verpackung 

eines Erzeugnisses in einem Mitgliedstaat diesem Grundsatz gerecht wird – von den 

Herstellern gemeinsame Bemühungen unternommen werden sollten, um sicherzustellen, 

dass dies bei all ihren Erzeugnissen der Fall ist, die unter derselben Marke und mit der 

gleichen Verpackung in der gesamten EU und außerhalb der EU vertrieben werden; 
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16. betont nachdrücklich, dass der Begriff eines „Referenzprodukts“ wichtig ist, an dem die 

Erwartungen der Verbraucher zu messen sind; betont, dass die Verbraucher angemessen 

über die Zusammensetzung der Erzeugnisse in Kenntnis gesetzt werden müssen, die sie 

kaufen, damit sie keine Erzeugnisse kaufen, deren Zusammensetzung nicht ihren 

Erwartungen entspricht; 

17. betont, dass einige Fälle von Erzeugnissen von zweierlei Qualität auf eine mangelnde 

Durchsetzung des Unionsrechts zurückzuführen sind; fordert die Behörden der 

Mitgliedstaaten auf, die bestehenden EU-Bestimmungen zur Kennzeichnung von 

Lebensmitteln umgehend durchzusetzen, beispielsweise auch im Hinblick auf 

Separatorenfleisch; 

18. begrüßt die aktuellen Initiativen der Kommission, das Problem der Erzeugnisse von 

zweierlei Qualität anzugehen, insbesondere die Aktualisierung der Richtlinie über unlautere 

Geschäftspraktiken im Rahmen des Vorschlags über den Verbraucherschutz, der als 

„Neugestaltung der Rahmenbedingungen für die Verbraucher“ bekannt ist; bedauert jedoch, 

dass die vorgeschlagene Änderung von Artikel 6 der Richtlinie über unlautere 

Geschäftspraktiken möglicherweise nicht zu mehr Rechtssicherheit führt; vertritt die 

Ansicht, dass eine Änderung von Anhang I der Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken 

durch Aufnahme des Punktes „Zweierlei Qualität von Erzeugnissen“ in die „schwarze 

Liste“ der wirksamste Weg zur Bekämpfung von Fällen von zweierlei Qualität auf dem 

Markt ist; fordert die Kommission auf, einen Rechtsrahmen zu schaffen, der es den 

Verbrauchern ermöglicht, eine Entschädigung vonseiten der Hersteller zu erlangen, wenn 

gegen ihre Rechte verstoßen wurde; 

19. stellt fest, dass das Problem der Erzeugnisse von zweierlei Qualität nicht nur bei 

Lebensmitteln besteht, sondern auch in vielen anderen Bereichen wie beispielsweise bei 

Kosmetika auftritt; fordert weitere Anstrengungen bei der Schaffung diskriminierungsfreier 

Praktiken zwischen den Mitgliedstaaten und Regelungen für alle Erzeugnisse auf dem 

Binnenmarkt; 

20. betont, dass wirksame und umfassende Rechtsvorschriften mit eindeutigen Leitlinien 

für das Vorgehen gegen das Problem der Erzeugnisse von zweierlei Qualität 

erforderlich sind. 
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